	
[image: image1.wmf]
UNIVERSITÄT  SIEGEN
	
	Theorie

und Praxis

für Karrieren

von morgen

	

	

	


- 2 -

Professor Dr. Peter Krebs

4. Klausur für die Übung im Bürgerlichen Recht (Vordiplom) - SS 2004
Autohändler V verkauft an den Privatmann K einen Neuwagen Typ Golf, der in Deutschland hergestellt sein soll, zum Preis von 18.000 €. Da der V einen solchen Wagen schon auf dem Hof stehen hat, wird vereinbart, dass dieser konkrete Wagen von V an K geliefert wird. K zahlt den Kaufpreis und bekommt den Wagen geliefert. Kurz nach Zulassung des Wagens stellt K fest, dass der Fensterheber an der linken hinteren Tür defekt ist, sich im Bereich der Schwenkriegel des Kofferraumdeckels Roststellen befinden und der Wagen in Südafrika hergestellt wurde. Die Reparaturkosten würden 500 € betragen. Der Marktpreis für einen deutschen Golf mit dieser Ausstattung beträgt 20.000 €. Der Wertverlust für V, sollte er den gelieferten Golf zurücknehmen müssen, beträgt 3.600 €, der Herstellereinkaufspreis für ein entsprechendes Modell aus deutscher Produktion 17.000 €. V bietet dem K Reparatur an. Eine Nachlieferung, die K am liebsten hätte, verweigert V endgültig. Kann K von V Nachlieferung verlangen? Könnte K auch mindern?

(Fall gebildet nach LG Ellwangen NJW 2003, 517 f. – dort allerdings unzutreffende Lösung).

Art. 3. Abs. 3 Verbrauchsgüterkauf-Richtlinie lautet:

Zunächst kann der Verbraucher vom Verkäufer die unentgeltliche Nachbesserung des Verbrauchsgutes oder eine unentgeltliche Ersatzlieferung verlangen, sofern dies nicht unmöglich oder unverhältnismäßig ist.

Eine Abhilfe gilt als unverhältnismäßig, wenn sie dem Verkäufer Kosten verursachen würde, die

-
angesichts des Werts, den das Verbrauchsgut ohne die Vertragswidrigkeit hätte,

-
unter Berücksichtigung der Bedeutung der Vertragswidrigkeit und

-
nach Erwägung der Frage, ob auf die alternative Abhilfemöglichkeit ohne erhebliche Unannehmlichkeit für den Verbraucher zurückgegriffen werden könnte,

verglichen mit der alternativen Abhilfemöglichkeit unzumutbar wären.

Die Nachbesserung oder die Ersatzlieferung muss innerhalb einer angemessenen Frist und ohne erhebliche Unannehmlichkeiten für den Verbraucher erfolgen, wobei die Art des Verbrauchsgutes sowie der Zweck, für den der Verbraucher das Verbrauchsgut benötigte, zu berücksichtigen sind.

Erwägungsgründe für die Verbrauchsgüterkauf-Richtlinie:

Grund 16:
Gebrauchte Güter können aufgrund ihrer Eigenart im allgemeinen nicht ersetzt werden. Bei diesen Gütern hat der Verbraucher deshalb in der Regel keinen Anspruch auf Ersatzlieferung. Die Mitgliedstaaten können den Parteien gestatten, für solche Güter eine kürzere Haftungsdauer zu vereinbaren.
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